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Hamburg ist jetzt eine lebendige Stadt mit großer Anziehungs-
kraft, was sich nicht zuletzt im starken Wanderungsgewinn der 
letzten Jahre – auch ohne den Flüchtlingszustrom – ausdrückt. Der 
Bedarf an Wohnraum für alle Bevölkerungsschichten ist enorm. 

Es gibt zahlreiche Faktoren, die einem 
zügigen Neu- und Ausbau von Woh-
nungen im Wege stehen. Ein wichtiger 
Punkt ist der Denkmalschutz. In seiner 
derzeitigen Ausgestaltung sorgt das 
Hamburgische Denkmalschutzgesetz 
vor allem für Rechtsunsicherheit und 
langwierige Diskussionen bei den Be-
teiligten, sodass sich die Entscheidungs-
verfahren unnötig in die Länge ziehen 
und viel Geld verschlingen.

Die Novelle des Gesetzes im Jahre 2013 
sollte für Transparenz, Vereinfachung 
und Beschleunigung sorgen. Das Ge-
genteil ist der Fall. In der praktischen 
Umsetzung überwiegen weiterhin Un-
zufriedenheit und Unsicherheit mit 
den gesetzlichen Regelungen. Solche 
Probleme können wir uns nicht erlau-
ben, wenn Hamburg als Stadtstaat mit 
seiner begrenzten Fläche ein attraktiver 
Wohnort bleiben soll. Nachverdichtung 
und Innenentwicklung spielen, neben 
der Notwendigkeit entlang der Bille -

Achse zu wachsen, eine zentrale Rolle. 
Der Denkmalschutz ist wichtig, darf 
aber nicht zum Bremsklotz werden.

Die Diskussion über die Schützenswür-
digkeit von Gebäuden, nach dem Mot-
to „Ist das Architektur oder kann das 
weg?“, soll im Einzelfall von Experten 
geführt werden. Entscheidend ist in je-
dem Fall, dass endlich klare Leitlinien 
festgelegt werden, an denen sich alle 
Beteiligten, Mieter, Eigentümer, Archi-
tekten, Investoren und auch die Behör-
den selbst, verlässlich orientieren kön-
nen. Kosten und Zeitaufwand müssen 
kalkulierbar werden.

In dem vorliegenden Positionspapier 
gibt die Landesfachkommission Immo-
bilienwirtschaft Impulse, wie der Ham-
burgische Denkmalschutz in der Praxis 
effizienter gestaltet werden kann. Ziel 
ist es, für mehr Rechtssicherheit und 
Verfahrensbeschleunigung zu sorgen.
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Als Kaufmanns- und Handelsstadt hat Hamburg es immer verstan-
den, sich schnell wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verände-
rungen anzupassen, um dauerhaft wettbewerbsfähig zu bleiben.

Die Gebäude der Stadt sind Ausdruck die-
ses Wandels und Zeugnis der jeweiligen 
Entwicklung. Hervorzuheben sind u.a. die 
Speicherstadt und das Kontorhausviertel, 
aber auch die städtebaulichen Entschei-
dungen der Nachkriegszeit. Trotz großer 
Gebäudeschäden und Verluste durch den 
Zweiten Weltkrieg kann Hamburg heute 
stolz sein auf eine Vielzahl herausragen-
der Gebäudedenkmäler und -ensembles.

Seit jeher wird darüber diskutiert und 
gestritten, was dem unausweichlichen 
Wandel geopfert werden soll und was es 
zu bewahren gilt. Nicht selten gehen die 
Meinungen der Beteiligten hier diametral 
auseinander. Die Aufgabe des Denkmal-
schutzes, zu bewahren und zu erhalten, 
sollte eigentlich nicht im Widerspruch zu 
den Zielen von Politik und Wirtschaft ste-
hen, da alle Beteiligten voneinander profi-
tieren könnten. Einige öffentlich geführte 
Diskussionen lassen hingegen vermuten, 
dass das nicht alle so sehen.

Vergangene städtebauliche Leitideen 
und Ideologien heute im Kontext der 
Jahrhunderte zu sehen, macht einerseits 
den Reiz einer Stadt aus und prägt unser 
kulturelles Gedächtnis. Andererseits sind, 
rein wirtschaftlich betrachtet, viele der 
alten Bauten nicht rentabel, nicht effizi-
ent und nicht für die Zukunft gerüstet. 
Grundlegende bauliche Veränderungen 
oder gar der Abriss wären in vielen Fäl-

len die besten Alternativen. Um diesen 
Aspekten in Gänze Rechnung zu tragen, 
ist es an der Zeit, den Denkmalschutz 
von Grund auf zu reformieren und zu 
einer anderen Diskussions- und Entschei-
dungskultur zu kommen. 

Niemand wird ernsthaft historische Ge-
bäudeensembles oder Einzeldenkmäler 
in Frage stellen. Nichtdestotrotz sollten 
Eigentümer, Stadtplaner, Behörden und 
Politiker in der Lage sein, frühzeitig ver-
lässlich zu Ergebnissen zu kommen. Er-
fahrungsgemäß ziehen sich diese Diskus-
sionen über Jahre hin und kosten Geld, 
das besser in die Gebäude selbst inves-
tiert worden wäre.

An diesem Punkt setzt die Landesfach-
kommission mit ihrem Positionspapier 
„Zur Reform des Hamburgischen Denk-
malschutzes“ an, das die Debatte zum 
Denkmalschutz auf eine neue Ebene füh-
ren soll. Will Hamburg weiter vom Wandel 
profitieren und sich entwickeln, braucht 
die Stadt eine Modernisierung und Profes-
sionalisierung des Denkmalschutzes auf 
allen Ebenen.
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Im Jahr 2013 hat der Hamburgische 
Gesetzgeber das Hamburgische Denk-
malschutzgesetz novelliert. Es hat den 
hehren Anspruch, das kulturelle Erbe 
der Stadt zu bewahren. Denkmalschutz 
ist wichtig und für die Identität und At-
traktivität der Freien und Hansestadt 
Hamburg von hoher Bedeutung. 

In der Umsetzung dieses neuen Ham-
burgischen Denkmalschutzrechts ha-
ben sich allerdings Unzufriedenheit 
und Unsicherheit mit den gesetzlichen 
Regelungen ergeben. Sowohl Eigen-
tümer von möglicherweise denkmal-
schutzbetroffenen Gebäuden, Architek-
ten, Investoren als auch die zuständigen 
Behörden beklagen fehlende Rechtssi-
cherheit.

Die Unsicherheit beginnt damit, dass 
es nach dem neuen Recht keines Be-

scheides durch die zuständige Behörde 
bedarf, damit ein Gebäude ein schüt-
zenswertes Baudenkmal wird. Vielmehr 
ist ein Gebäude bereits dann geschützt, 
wenn es die gesetzlichen Merkmale ei-
nes Denkmals erfüllt. Somit muss jeder 
Betroffene selbst prüfen, ob sein Ge-
bäude unter den Denkmalschutz fällt. 
Dieser neue Grundsatz, dass nunmehr 
der Denkmalschutz quasi automa-
tisch – und nicht mehr nach einem ent-
sprechenden Bescheid  – gilt, überfor-
dert die Betroffenen. Die Definition für 
ein Baudenkmal nach dem Hamburgi-
schen Denkmalschutzgesetz kann von 
einem Laien nämlich kaum nachvollzo-
gen werden. Nach dieser Vorschrift ist 
ein Baudenkmal eine bauliche Anlage 
oder ein Teil einer baulichen Anlage, 
deren oder dessen Erhaltung wegen der 
geschichtlichen, künstlerischen oder 
wissenschaftlichen Bedeutung oder zur 

Ausgangssituation  
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Bewahrung charakteristischer Eigen-
schaften des Stadtbilds im öffentlichen 
Interesse liegt. 

Die Betroffenen müssen also entschei-
den, ob die Erhaltung des betroffenen 
Gebäudes von so großer geschichtli-
cher, künstlerischer oder wissenschaft-
licher Bedeutung oder für das Stadtbild 
von so großer Relevanz ist, dass dieses 
Gebäude zu erhalten ist. Dabei stellt 
sich die Frage, woher ein Laie über die 
Kenntnis für eine solche Entscheidung 
verfügen soll. 

Hinzu kommt, dass ein Gebäude auch 
nur zum Teil unter Denkmalschutz ste-
hen kann oder sogar im Extremfall nur 
die Ausstattung, z.B. Mobiliar, betroffen 
sein kann. 

Die denkmalschutzrechtlichen Geneh-
migungstatbestände enthalten für die 
Anwender kaum nachvollziehbare Vor-
gaben. Damit obliegt es letztlich den 
zuständigen Behörden die stark aus-
füllungsbedürftigen Begriffe des Denk-
malschutzrechts auszulegen. Dabei ist 
die Behörde in ihrer Entscheidung man-
gels Vorgaben frei und nicht an abgesi-
cherte Konzepte gebunden. Die Praxis 
zeigt, dass sich aufgrund der Vielfalt der 
methodischen denkmalpflegerischen 
Ansätze letztlich fast jedes Ergebnis be-
gründen lässt. 

Dieser Sachverhalt führt dazu, dass in 
der Bevölkerung viel Unverständnis 
über divergierende Denkmalschutzent-
scheidungen entsteht, sie führt aber 
auch bei den beteiligten Eigentümern, 
Architekten, Investoren und Behörden 
zu einer erheblichen Rechtsunsicher-
heit. Diese Rechtsunsicherheit wieder-
um führt zu unnötig langen Baugeneh-
migungsverfahren.

Das Hamburgische Denkmalschutz-
recht bedarf daher nach Auffassung des 
Wirtschaftsrates einer Überarbeitung. 
Oder um es mit den Worten von Ober-
baudirektor Prof. Jörn Walther zu sagen: 
„Man muss einmal über den Denkmal-
schutz im Generellen nachdenken“ 
(Hamburger Abendblatt, 15.11.2014).

Bildquelle: shutterstock, © Bildagentur Zoonar GmbH



1 �vgl. näher: Haspel in: Martin/Kreutzberger, Denkmalschutz und Denkmalpflege, 3. Auflage 2010, Rn. 80 ff m w N; Positionspapier der Experten-
gruppe Städtebaulicher Denkmalschutz 2013, „Das Erbe der Städte – mit Verantwortung in die Zukunft“, abrufbar unter: https://www.staedte-
baulicher-denkmalschutz.de/expertengruppe/positionspapier-2013 / Positionspapier_ StaedtebaulicherDenkmalschutz_ barrierefrei_2013.pdf

Eine vernünftige Ausbalancierung der 
nachfolgenden gesellschaftspolitischen 
und wirtschaftlichen Ziele sollte jeder 
vitale Denkmalschutz verfolgen1: 

a. Denkmalförderung fördert die 
Kultur, sollte dabei aber nicht die 
Menschen verlieren. 
Kulturhistorische Ressourcen stellen 
einen unverzichtbaren Bestandteil 
an Lebensqualität dar. Sie bieten den 
Menschen eine Identifikation mit ihrer 
historisch gewordenen Umwelt. Gera-
de in Zeiten rasanten Wandels, einer 
zunehmenden Urbanisierung und Ent-
fremdung ist eine Vertrautheit mit der 
eigenen Umgebung von besonderer 
Bedeutung. Daher sollte namentlich in 
einer Großstadt wie Hamburg, die sich 
als Metropole von Weltrang etablieren 
möchte, die Denkmalförderung zu den 
gesellschaftspolitischen Schwerpunkt-
aufgaben zählen. Im so verstanden Sin-
ne macht eine Denkmalförderung als 
Bestandteil der Kulturförderung aber 
auch nur Sinn, wenn die Denkmalför-
derung für die Menschen, die davon be-
troffen sind, nachvollziehbar ist.

b. Denkmalförderung fördert die 
Wirtschaft, sollte aber auch an 
sich wirtschaftlich sein. 

Die Pflege, Instandhaltung und In-
standsetzung von Baudenkmälern kön-
nen der Mittelstandsförderung dienen, 
insbesondere dem regionalen Bau- und 
Restaurierungshandwerk. Für Bauher-
ren kann die Denkmalförderung als 
„Steuersparmodell“ durchaus attrak-
tiv sein. Und auch für die öffentlichen 
Haushalte kann sich Denkmalförderung 
aufgrund der Beschäftigungswirkung 
bei Bauunternehmen, Architekten, Res-
tauratoren und sonstigen am Denkmal-
schutz Beteiligten sowie des dadurch 
steigenden Steueraufkommens rech-
nen. Nicht bei jeder Denkmalförderung 
handelt es sich zwangsläufig um eine 
„verlorene“ Kultursubvention. Ferner ist 
die Denkmalförderung ein sogenannter 
weicher Standortvorteil. Erhaltene und 
gepflegte Denkmäler sind ein wichtiger 
Motor für die Fremdenverkehrsbran-
che. Manche Wirtschaftsunternehmen 
sehen Baudenkmäler als reizvoll an, um 
sich gerade in Hamburg anzusiedeln. 
Anderseits sollte Denkmalförderung in 
einer vernünftigen Grenz-Nutzen-Re-
lation stehen. Dort, wo die Erhaltung 
alter Bausubstanz – rein wirtschaftlich 
betrachtet – keinen Sinn macht, ist sehr 
genau zu überlegen, ob deren Erhalt zu 
rechtfertigen ist.

Wie sollte der Denk­
malschutz Hamburg 
nutzen?



c. Denkmalförderung kann zur 
Ressourcenschonung beitragen, 
sollte aber auch sonst ökologisch 
sinnvoll sein.
Grundsätzlich trägt die Erhaltung von 
Baudenkmälern zu einer Vermeidung 
von Bauabfällen bei. Über die Hälfte des 
Müllaufkommens in der Bundesrepub-
lik Deutschland stammt aus Bauabfäl-
len. Vor diesem Hintergrund kann der 
Erhaltung alter Bausubstanz und damit 

auch dem Denkmalschutz eine erhebli-
che ökologische Bedeutung zukommen. 
Andererseits ist es aber auch zutreffend, 
dass alte Bausubstanz häufig nicht den 
modernen Maßstäben an Gebäudeef-
fizienz genügt und deren Erhalt somit 
nicht unbedingt „ökologisch“ ist. Hier 
ist ohne ideologische Voreingenom-
menheit eine ehrliche Abwägung erfor-
derlich.

Verschiedene Organisationen und In-
stitutionen setzen sich im Sinne des 
Gemeinwohls für den Erhalt und die 
Wiederherstellung von Kulturdenk-
mälern ein. Es geht um die „Sicherung 
erhaltenswerter Gebäude und Ensem-
bles von geschichtlicher, künstlerischer 
oder städtebaulicher Bedeutung“2, aber 
auch darum, durch die Bewahrung his-
torischer Bausubstanz „Identität und 
Heimat“3 zu stiften, z.B. für nachfolgen-
de Generationen. Die Bundestransfer-
stelle Städtebaulicher Denkmalschutz 
verfolgt außerdem das Ziel einer zu-
kunftsweisenden Weiterentwicklung 
von denkmalwerten Stadtkernen und 
-bereichen durch Modernisierung, In-
standsetzung und Anwendung einer 
integrierten Handlungsstrategie.

Nicht selten treffen die Zielsetzungen 
des Denkmalschutzes auf wirtschaft-
liche Anliegen der Eigentümer. Diese 
sind daran interessiert, ihre Immobilien 
durch energetische Sanierung, bauliche 
Veränderungen oder gewerbliche Nut-
zung möglichst rentabel zu unterhal-
ten. Die strengen Auflagen des Denk-
malschutzes stellen dabei hohe Hürden 
und eine finanzielle Mehrbelastung 
dar. Daher bietet z.B. die KfW erleichter-
te Fördervoraussetzungen4 zur energe-
tischen Sanierung von Baudenkmälern 
an. Nicht zuletzt liegt es im Interesse 
der Eigentümer, dass der Denkmal-
schutz stringent und nachvollziehbar 
ausgestaltet ist, um Rechtssicherheit zu 
haben.

Ziele von Verbänden 
und Beteiligten

2 http://www.staedtebaulicher-denkmalschutz.de/programm/ [Letzter Zugriff: 03.08.2015].
3 http://www.dnk.de/Wir_ber_uns/n2220 [Letzter Zugriff: 03.08.2015].
4 �https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Bestandsimmobilien/Energetische-Sanierung/KfW-Effizienzhaus-Denkmal/  

[Letzter Zugriff: 03.08.2015].



Sichtweise von Behör­
den und Institutionen

5 www.hessenschau.de/wirtschaft/denkmalschutz-gefaehrdet-frankfurter-bauprojekt,niederrad-102.html [Letzter Zugriff: 07.08.2015].

Stadtentwickler und Planer stehen vor 
der immensen Herausforderung, an-
gesichts des ungebremsten Zuzuges in 
Großstädte wie Hamburg, schnell und 
gleichzeitig zukunftsorientiert (bezahl-
baren) Wohnraum zu schaffen. Größere 
Einschränkungen oder gar Blockaden 

seitens des Denkmalschutzes erschwe-
ren es, den massiven Wachstumsbedarf 
zu bewältigen. In Frankfurt etwa stockt 
die Umwandlung von großen Büroflä-
chen in Wohnraum durch das Veto des 
Denkmalamtes5.

In Hamburg arbeitet der Denkmal-
schutz eng mit den jeweiligen Bezirken, 
der Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen und dem Denkmalrat zusam-
men. Während der Arbeit am vorliegen-
den Papier hat die Landesfachkommis-
sion das Gespräch mit Herrn Andreas 
Kellner, Leiter des Denkmalschutzamtes 
Hamburg, gesucht. Die wesentlichen 
Punkte sind im Folgenden zusammen-
gefasst:

n	� Dem Denkmalschutzamt ist es nach 
Aussage von Andreas Kellner sehr 
wichtig, dass der Denkmalschutz 
nur einer der Akteure neben Stadt-
planung, Politik, Öffentlichkeit, Na-
turschutz, Immobilienwirtschaft etc. 
ist, sodass „keine isolierte Betrach-
tung“ möglich sein soll. Es brauche 
„konsensorientierte Ergebnisse“.

n	� Die Idee, in kritischen Fällen einen 
Sachverständigen einzusetzen, hält 
der Leiter des Denkmalschutzamtes 

für nicht zielführend. Frühzeitig einen 
runden Tisch einzusetzen, um das ty-
pische „Ping-Pong-Spiel“ zu unterbin-
den, hält er hingegen für sinnvoll.

n	� Die Novellierung des Hamburgi-
schen Denkmalschutzgesetzes, d.h. 
die großflächige Unterschutzstel-
lung mehrerer tausend Gebäude, 
bewertet das Amt positiv, da die Ei-
gentümer nun klare Kenntnis von 
der Situation hätten. Die Vielzahl 
der förmlichen Einzelverfahren zur 
Unterschutzstellung sei damit ent-
fallen. Dennoch müsse das Denk-
malschutzamt die Frist zur Stel-
lungnahme oftmals ausreizen. Für 
Antragsteller könne dies zur Belas-
tung werden.

n	� Schnelle Abhilfe für Betroffene sol-
len die hochfrequentierte Hotline 
und der E-Mail-Service schaffen. Laut 
Andreas Kellner würden damit rund 
70 Prozent der Fälle zügig bearbeitet.



n	� Bezogen auf Bauten der Nachkriegs-
jahre erklärte Andreas Kellner: „Die 
systematische Untersuchung der 
jüngeren Jahresringe ist nicht leist-
bar“. Das heißt, für die sogenannten 
nachrückenden Jahrzehnte soll es 
keine flächendeckenden Untersu-
chungen geben.

n	� Besonders interessant erscheint die 
Anregung von Andreas Kellner, bei 
kritischen Denkmälern über wirt-
schaftliche Kompensationsmaß-
nahmen nachzudenken, um den Ei-
gentümern die Gesamtsituation zu 
erleichtern.

n	� Zusätzlich zum Denkmalschutz ha-
ben die Bezirke die Möglichkeit, Er-
haltungsgebiete auszuweisen, wenn 
ein öffentliches Interesse am Erhalt 
von stadtbildprägender Substanz 
besteht, diese aber nicht den hohen 
fachlichen und rechtlichen Ansprü-
chen des Denkmalschutzes genügt.

Einerseits kann die Idee von Kompensa-
tionsmaßnahmen zu einer fruchtbaren 
Diskussion über das denkmalpflegerisch 
Gewollte und das wirtschaftlich Mach-
bare führen. Andererseits ist das Instru-
ment der Erhaltungsgebiete aus wirt-
schaftlicher Sicht kritisch zu sehen, da es 
wiederum zu Planungsunsicherheit und 
dem Gefühl, „ausgeliefert“ zu sein, führt.

Eine flächendeckende Überprüfung der 
gesamten Hamburger Bausubstanz auf 
möglichen Denkmalwert liegt nicht vor. 
Diese Tatsache macht es insbesondere 

bei großen Projekten schwierig, da der 
Feststellungsprozess Zeit und Geld ver-
schlingt. Für eine vorgreifende Auswei-
tung der Untersuchungen mit dem Ziel 
einer flächendeckenden Überprüfung 
sieht der Leiter des Denkmalschutzamtes 
kaum Ressourcen, sondern allenfalls für 
Einzelthemen, wie z.B. historische Schiffe 
oder Teilräume, die gerade einer beson-
deren planerischen Zuwendung unter-
liegen (etwa der Hamburger Osten).

Neben Andreas Kellner hat die Kom-
mission mit Frau Elinor Schües, der 
Vorsitzenden des Denkmalrates, ge-
sprochen. Der Denkmalrat ist ein rein 
ehrenamtliches Gremium, bestehend 
aus zwölf Mitgliedern. Es hat eine rein 
beratende Funktion und setzt sich aus 
unterschiedlichen Akteuren aus der 
Wirtschaft und von Verbänden zusam-
men. Zwar fehlt die Exekutivfunktion, 
aber der Denkmalrat ist berechtigt, sich 
öffentlich zu äußern. 

Das Gespräch mit Elinor Schües hat 
deutlich gemacht, dass der Denkmal-
rat durchaus Potenzial hätte, zu einer 
regulierenden Instanz zu werden. Diese 
Funktion ist aber nicht hinreichend ver-
ankert. Somit beschränkt man sich auf 
fachliche Diskussionen und Beratung. 
Aus Sicht der Landesfachkommission 
besteht hier das größte Optimierungs- 
und Weiterentwicklungspotential im 
Gesamtprozess. Es bleibt Fachkompe-
tenz auf der Strecke und für die Wirt-
schaft werden Chancen vertan.



Neben der reinen Lehre vom vollstän-
digen, authentischen Denkmalerhalt, 
also der puristischen Konservatorenhal-
tung, gilt es viele weitere Einzelaspekte 
und Wege des differenzierten Umgangs 
mit Denkmälern gegeneinander abzu-
wägen.

Für Grundeigentümer bzw. Projektent-
wickler und deren beratende Architek-
ten stellt sich nicht nur die Frage, ob 
durch einen Erhalt bzw. eine denkmal-
gerechte Sanierung wirtschaftlich die 
„schwarze Null“ erreicht werden kann. 
Neben den im Ergebnis auch legitimen 
wirtschaftlichen Interessen eines Eigen-
tümers einer Immobilie – die sicherlich 
nicht nur auf Maximierung ausgelegt 
sein dürfen  – werden bei den meisten 
Projekten auch weitere Themen be-
rührt, die über eine isolierte Betrach-
tung des reinen Denkmalschutzwertes 
hinausgehen.

So eröffnen sich bei vielen Projekten 
auch neue Chancen durch einen diffe-
renzierten Umgang mit einem Denk-
mal  – oder sogar dessen Infragestel-
lung. Diese Themen und Chancen sind 
in der Abwägung stets mit einzubezie-
hen. Als Stichworte sind in diesem Kon-
text zu nennen:

n	� Städtebauliche Korrekturen bzw. 
Verbesserungen

n	� Sicherstellung der notwendigen 
Funktionalität der geplanten Nut-
zung (wahre Nachhaltigkeit)

n	� Publikumswirksame Öffnung der 
Immobilien (z.B. Durchwegungs-
möglichkeit)

n	� Belebung der Erdgeschosszone

n	� Schaffung von neuem bzw. zusätzli-
chem Wohnraum

n	� Verdichtung der Innenstadt (z.B. 
Aufstockungsmöglichkeiten)

n	� Vernetzungsmöglichkeit von Gebäu-
den (u.a. Schaffung von Barrierefrei-
heit)

n	� Schaffung von Stellplätzen des ru-
henden Verkehrs (z.B. Tiefgaragen)

Keiner dieser Einzelaspekte legitimiert 
ein Infragestellen des Denkmalschut-
zes oder gar den Abriss eines Denkmals. 
Dennoch sollten alle Facetten berück-
sichtigt, übergreifend diskutiert und 
abgewogen werden. Oftmals werden 
die Abstimmungsprozesse in der Ham-
burger Verwaltung aber eben doch zu 
„isoliert betrachtet“. Die Stadtplanung 
verweist zu schnell auf das Denkmal-
schutzamt, bevor sie sich mit über-
greifenden, das Denkmal berührenden 

Denkmalschutz und 
Stadtplanung 



Einzelaspekten anderer Disziplinen be-
schäftigt. Das Denkmalschutzamt öff-
net sich hingegen meist nur sehr zöger-
lich anderen Sichtweisen, die über die 
reine Konservierung eines Denkmals 
hinausgehen.

Häufig wird eben vorrangig oder gar 
ausschließlich der wissenschaftliche 
bzw. „ideologische“ Denkmalwert be-
trachtet. In diesem Zusammenhang sei 
an die öffentlich ausgetragene Diskus-
sion über den Abriss der City-Hochhäu-
ser bzw. des Bezirksamtes Mitte erin-
nert. Ein Denkmalwert lässt sich meist 
jedem unter Denkmalschutzverdacht 

stehenden Gebäude zuschreiben bzw. 
eine Begründung für dessen umfängli-
chen Erhalt finden.

Eine mit allen Beteiligten geführte 
(offene) Diskussion über Chancen, die 
über den rein konservatorischen Ansatz 
hinausgehen, ist für Grundeigentümer 
bzw. Projektentwickler und deren be-
ratende Architekten häufig nur sehr 
schwer zu erreichen. Vielfach besteht 
faktisch ein regelrechter Zwang, in ein 
Vorbescheidsverfahren einzutreten, um 
auch nur eine Beteiligung aller Dienst-
stellen zu erreichen. 

Obwohl die Interessen nicht immer 
gleichgerichtet sind, wird niemand be-
haupten können, dass Denkmalschutz 
und Wirtschaft zwei unversöhnlich ge-
genüberstehende Disziplinen sind. Das 
Bewahren und die Weiterentwicklung 
historischer Bausubstanz, aber auch 
deren Aufgabe für neue Strukturen wa-
ren und sind Teil jeder „wirtschaftlich“ 
sinnvollen Stadtentwicklung, insbeson-
dere in den stark wachsenden Metro-
polregionen. Dieser Umstand sichert 
vielen Unternehmen und deren Mit-
arbeitern die wirtschaftliche Existenz, 
was wachsende Städte ungleich besser 
leisten können als schrumpfende. Die 
negative Kettenreaktion städtischer 

Schrumpfungsprozesse war in den letz-
ten 20 Jahren in Teilen Ostdeutschlands 
zu verfolgen. 

Die Bedeutung des Denkmalschutzes ist 
uns in Deutschland spätestens seit dem 
2. Weltkrieg und seinen verheerenden 
Zerstörungen sehr bewusst. Der Um-
gang mit alter Substanz, Wiederaufbau, 
Rekonstruktion und neuen Stadtpla-
nungsansätzen beschäftigen seitdem 
Generationen. Der unterschiedliche 
Umgang mit der Materie führt in der 
Rückschau zu interessanten Ergebnis-
sen: Städte wie Hannover und Kassel 
sind sehr konsequent neue Wege ge-
gangen und haben lange nach einer 

Denkmalschutz und 
Wirtschaft



neuen Identität gesucht. München und 
Münster sind dagegen eher den histo-
rischen Weg gegangen und ernten da-
für heute viel Lob. Den Menschen wur-
de sehr schnell das Gefühl von Heimat 
zurückgegeben. Dresden wiederum 
vereint beide Ansätze und erzeugt da-
durch spannende Diskussionen und 
ist wirtschaftlich, wie auch Leipzig, 
auf Wachstumskurs. Was alle Städte 
gemeinsam haben, ist der Wille der 
Weiterentwicklung und die Erkennt-
nis, dass Denkmäler identitätsstiftend 
sind und damit heute unwiderruflich 
zum Wirtschaftsfaktor geworden sind. 
Mit dieser jeweiligen Identität werden 
Städte attraktiv für Menschen und Un-
ternehmen, so dass es zu einer nicht 
zu unterschätzenden positiven Wech-
selwirkung kommt. In Zeiten, in denen 
Unternehmen um Mitarbeiter kämpfen 
und nicht nur Geld für ihre Mitarbei-
terrekrutierung aufwenden, spielt der 
Stadtraum mit seinen Qualitäten eine 
immer größere Rolle bei der Stand- und 
Wohnortwahl. 

Hinzukommt die seit vielen Jahren stei-
gende Bedeutung alter Bausubstanz 
für den Tourismus. Menschen besuchen 
Städte, sofern ihr Gesamtbild attraktiv 
ist. Frankfurt muss diese negative Be-
wertung immer wieder schmerzlich er-
fahren, wenn die Stadt im Gegensatz zu 
München, Berlin und Hamburg auf den 
hinteren Plätzen von Tourismusran-
kings landet.

Diese positiven Aspekte dürfen nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass Denk-
malschutz kein Selbstzweck sein darf. 
Auch wenn öffentliche Gebäude, wie 
z. B. Kirchen, Museen, Schlösser, aus-
genommen sind, müssen wir für alle 
übrigen Gebäude, die zu Wohn- und 
Arbeitszwecken genutzt werden, den 
Dialog zwischen Denkmalschutz und 
Wirtschaft fordern und fördern. Nur 
wenn uns diese Interaktion dauerhaft 
gelingt, werden wir auch in Zukunft 
attraktive Städte haben, in denen die 
Wirtschaft vom Denkmalschutz profi-
tieren kann und umgekehrt.
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Will Hamburg weiter vom Wandel pro-
fitieren und sich entwickeln, braucht 
die Stadt eine Modernisierung und Pro-
fessionalisierung des Denkmalschutzes 
auf allen Ebenen. Die Kernforderung 
der Landesfachkommission lautet: 
Mehr Rechtssicherheit und Verfahrens­
beschleunigung für den Hamburger 
Denkmalschutz. 

Zur Erreichung dieses Ziels schlägt die 
Landesfachkommission verschiedene 
Maßnahmen vor:

n	� Die Zusammenarbeit zwischen Denk
malschutzamt, Denkmalrat und 
Stadtplanung muss unter Einbin-
dung der Bezirke verstärkt werden.

n	� Die den Denkmalschutz betreffen-
den Zuständigkeiten müssen klar 
abgegrenzt werden.

n	� Unter Einbeziehung der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen 
muss der Denkmalrat gestärkt und 
neu strukturiert werden.

Fazit



n	� Der Denkmalrat muss Leitlinien 
für die grundsätzlichen Fragen des 
Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege festlegen.

n	� Die aktuell „starre“ Denkmalliste 
muss – insbesondere in Hinblick auf 
die Nachkriegsbebauung  – über-
prüft und gezielt fortgeschrieben 
werden.
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